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I. Geltungsbereich/ Angebot 

1. Unsere Verkaufsbedingungen gelten ausschließlich. Entgegenstehende oder von unseren Verkaufsbedingungen abweichende Bedingungen des Bestellers erkennen 
wir nicht an, es sei denn, wir hätten ausdrücklich ihrer Geltung zugestimmt. Unsere Verkaufsbedingungen gelten auch dann, wenn wir Kenntnis entgegenstehender 
oder von unseren Verkaufsbedingungen abweichender Bedingungen des Bestellers die Lieferung an den Besteller vorbehaltlos ausführen. 

2. Mit der Auftragserteilung oder der Annahme von Lieferungen erkennt der Besteller die Geltung unserer Allgemeinen Bedingungen für den Verkauf und die Lieferung 
von Maschinen nicht nur für das betreffende Geschäft, sondern auch für zukünftige Geschäfte an. 

3. Die zu dem Angebot gehörigen Unterlagen wie Abbildungen, Zeichnungen, Gewichts- und Maßangaben sind nur annähernd   maßgebend, soweit sie nicht ausdrücklich 
als verbindlich bezeichnet sind. An Kostenanschlägen, Zeichnungen und anderen Unterlagen behält sich der Lieferer Eigentums- und Urheberrecht vor; sie dürfen Drit-
ten nicht zugänglich gemacht werden. Der Lieferer ist verpflichtet, vom Besteller als vertraulich bezeichnete Pläne nur mit dessen Zustimmung Dritten zugänglich zu 
machen.  

4. Wir behandeln alle firmen- und personenbezogenen Daten, die wir im Zusammenhang mit dem Auftrag erhalten, vertraulich. Zulässig sind allerdings die Nennung des 
Namens des Bestellers sowie eine allgemeine Beschreibung des Projektes im Sinne einer allgemeinen Referenz. 

II. Umfang der Lieferung 

1. Für den Umfang der Lieferung ist die schriftliche Auftragsbestätigung des Lieferers maßgebend. Maßgebend ist im Falle eines Angebots des Lieferers mit zeitlicher 
Bindung und fristgemäßer Annahme das Angebot, sofern keine rechtzeitige Auftragsbestätigung vorliegt. Nebenabreden und Änderungen bedürfen der schriftlichen 
Bestätigung des Lieferers. 

III. Preis und Zahlung 

1. Die Preise gelten mangels besonderer Vereinbarung ab Werk einschließlich Verladung im Werk, jedoch ausschließlich Verpackung. Zu den Preisen kommt die Mehr-
wertsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe hinzu. 

2. Mangels besonderer Vereinbarung ist die Zahlung bar ohne jeden Abzug frei Zahlstelle des Lieferers zu leisten, und zwar: 
1/3 Anzahlung nach Eingang der Auftragsbestätigung, 
1/3 sobald dem Besteller mitgeteilt ist, dass die Hauptteile versandbereit sind, 
1/3 als Restbetrag innerhalb eines Monats nach Gefahrübergang. Im Falle von Zahlungsverzug werden Verzugszinsen in Höhe von 8% über dem Basiszinssatz der Eu-
ropäischen  Zentralbank (EZB) in Rechnung gestellt.  

3. Dem Besteller stehen Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrechte nur insoweit zu, als sein Anspruch rechtskräftig festgestellt oder unbestritten ist. Bei Mängeln der 
Lieferung bleiben die Gegenrechte des Bestellers, insbesondere sein Recht, einen im Verhältnis zum Mangel angemessenen Teil des Kaufpreises zurückzubehalten, 
unberührt. 

4. Der Besteller kann ein Zurückbehaltungsrecht nur ausüben, wenn sein Gegenanspruch auf demselben Vertragsverhältnis beruht. 

IV. Lieferzeit 

1. Die Lieferfrist beginnt mit der Absendung der Auftragsbestätigung, jedoch nicht vor der Beibringung der vom Besteller zu beschaffenden Unterlagen, Genehmigungen, 
Freigaben sowie vor Eingang einer vereinbarten Anzahlung. 

2. Die Lieferfrist ist eingehalten, wenn bis zu ihrem Ablauf der Liefergegenstand das Werk verlassen hat oder die Versandbereitschaft mitgeteilt ist. 
3. Die Lieferfrist verlängert sich angemessen bei Maßnahmen im Rahmen von Arbeitskämpfen, insbesondere Streik und Aussperrung, sowie beim Eintritt unvorhergese-

hener Hindernisse, die außerhalb des Willens des Lieferers liegen, soweit solche Hindernisse nachweislich auf die Fertigstellung oder Ablieferung des Liefergegenstan-
des von erheblichem Einfluss sind. Der Vertragsschluss erfolgt unter dem Vorbehalt der richtigen und rechtzeitigen Selbstbelieferung durch unsere Zulieferer. Im Falle 
der Nichtverfügbarkeit der Leistungen wird der Besteller unverzüglich informiert, eine bereits erhaltene Gegenleistung wird unverzüglich erstattet. Als Fall der Nichtver-
fügbarkeit der Leistungen in diesem Sinne gilt insbesondere die nicht rechtzeitige Selbstbelieferung durch unsere Zulieferer, wenn wir ein sogenanntes kongruentes 
Deckungsgeschäft abgeschlossen haben, weder uns noch unseren Zulieferer ein Verschulden trifft oder wir im Einzelfall zur Beschaffung nicht verpflichtet sind. Die 
vorbezeichneten Umstände sind auch dann vom Lieferer nicht zu vertreten, wenn sie während eines bereits vorliegenden Verzuges entstehen. Beginn und Ende derar-
tiger Hindernisse wird der Lieferer dem Besteller unverzüglich mitteilen. 

4. Wird der Versand auf Wunsch des Bestellers verzögert. so werden ihm, beginnend einen Monat nach Anzeige der Versandbereitschaft, die durch die Lagerung ent-
standenen Kosten, bei Lagerung im Werk des Lieferers mindestens jedoch 1/2 v. H. des Rechnungsbetrages für jeden Monat berechnet. 
Der Lieferer ist jedoch berechtigt, nach Setzung und fruchtlosem Ablauf einer angemessenen Frist anderweitig über den Liefergegenstand zu verfügen und den Bestel-
ler mit angemessener verlängerter Frist zu beliefern. 

5. Die Einhaltung der Lieferfrist setzt die Erfüllung der Vertragspflichten des Bestellers voraus. 

V. Gefahrübergang und Entgegennahme 

1. Die Gefahr des zufälligen Unterganges und der zufälligen Verschlechterung der Ware sowie die Verzögerungsgefahr gehen spätestens mit der Absendung der Liefertei-
le auf den Besteller über, und zwar auch dann, wenn Teillieferungen erfolgen oder der Lieferer noch andere Leistungen, z. B. die Versendungskosten oder Anfuhr und 
Aufstellung übernommen hat. Auf Wunsch des Bestellers wird auf seine Kosten die Sendung durch den Lieferer gegen Diebstahl, Bruch-, Transport-, Feuer- und Was-
serschäden sowie sonstige versicherbare Risiken versichert. 

2. Verzögert sich der Versand infolge von Umständen, die der Besteller zu vertreten hat, so geht die Gefahr vom Tage der Versandbereitschaft ab auf den Besteller über, 
jedoch ist der Lieferer verpflichtet, auf Wunsch und Kosten des Bestellers die Versicherungen zu bewirken, die dieser verlangt. 

3. Angelieferte Gegenstände sind, auch wenn sie unwesentliche Mängel aufweisen, vom Besteller unbeschadet der Rechte aus Abschnitt VII. entgegenzunehmen. 
4. Ein Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Bestellers berechtigt den Lieferer, unbeschadet seiner sonstigen Rechte, vom Vertrag zu-

rückzutreten und die sofortige Rückgabe des Liefergegenstandes zu verlangen. 

VI. Eigentumsvorbehalt 

1. Der Lieferer behält sich das Eigentum an dem Liefergegenstand bis zur vollständigen Begleichung aller Forderungen aus der laufenden Geschäftsbeziehung vor. Sind 
zusätzliche Montageleistungen zu erbringen, geht das Eigentum an dem Liefergegenstand erst nach Eingang des Montageentgelts beziehungsweise auch des Teils der 
Zahlung, der der Montageleistung entspricht, auf den Besteller über. 

2. Der Lieferer ist berechtigt, den Liefergegenstand auf Kosten des Bestellers gegen Diebstahl. Bruch-, Feuer-, Wasser- und sonstige Schäden zu versichern, sofern nicht 
der Besteller selbst die Versicherung nachweislich abgeschlossen hat. 

3. Der Besteller darf den Liefergegenstand weder verpfänden noch zur Sicherung übereignen. Bei Pfändungen sowie Beschlagnahme oder sonstigen Verfügungen durch 
Dritte hat er den Lieferer unverzüglich davon zu benachrichtigen. 

4. Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der Lieferer zur Rücknahme nach Mahnung berechtigt und der Besteller zur Her-
ausgabe verpflichtet. Die Geltendmachung des Eigentumsvorbehalts sowie die Pfändung des Liefergegenstandes durch den Lieferer gelten nicht als Rücktritt vom Ver-
trag. 

5. Der Besteller ist berechtigt, den Liefergegenstand im ordentlichen Geschäftsgang weiterzuveräußern. Er tritt an den Lieferer bereits jetzt alle Forderungen in Höhe des 
Rechnungsbetrages ab, die ihm durch die Weiterveräußerung gegen einen Dritten erwachsen. Der Lieferer nimmt die Abtretung an. Nach der Abtretung ist der Besteller 
zur Einziehung der Forderung ermächtigt. Der Lieferer behält sich vor, die Forderung selbst einzuziehen, sobald der Unternehmer seinen Zahlungsverpflichtungen nicht 
ordnungsgemäß nachkommt und in Zahlungsverzug gerät. 

6. Die Be- und Verarbeitung der Ware durch den Besteller erfolgt stets im Namen und im Auftrag für den Lieferer. Erfolgt eine Verarbeitung mit dem Lieferer nicht gehö-
renden Gegenständen, so erwirbt der Lieferer an der neuen Sache das Miteigentum im Verhältnis des Werts des Liefergegenstandes zu den sonstigen verarbeiteten 
Gegenständen. Dasselbe gilt, wenn der Liefergegenstand mit anderen, nicht dem Lieferer gehörenden Gegenständen vermischt ist.  
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VII. Gewährleistung 

1. Für Mängel der gelieferten Ware leistet der Lieferer zunächst nach seiner Wahl Gewähr durch Nachbesserung oder Ersatzlieferung. 
2. Mängel müssen vom Besteller unverzüglich schriftlich geltend gemacht werden.  
3. Ausgenommen von der Gewährleistung sind Verschleißteile wie Dichtungen, Wellenschutzbuchsen, Kupplungspakete, Antriebsriemen, Filter, Anstrich, Beschichtungen 

und im Einzelfall Laufräder (z. B.  Förderung von Gasen mit schleißenden Bestandteilen). 
4. Der Gewährleistungsanspruch des Bestellers setzt des Weiteren voraus, dass alle Anweisungen des Lieferers zur Anwendung, Wartung und Lagerung der gelieferten 

Ware beachtet werden, insbesondere die Konservierungsanleitung und die Allgemeinen Bedingungen für den Betrieb von Piller-Ventilatoren und deren Komponenten 
(z. B. Lagerung, Antrieb, u.a.). 

5. Nicht unter die Gewährleistungspflicht fallen solche Verschlechterungen der gelieferten Ware oder Schäden, die vom Besteller zu vertreten sind, insbesondere die un-
geeignete oder unsachgemäße Verwendung (Nichtbeachtung der Allgemeinen Bedingungen für den Betrieb von Piller-Ventilatoren), fehlerhafte Montage bzw. Inbe-
triebsetzung durch den Besteller oder Dritte, natürliche Abnutzung, Verwendung ungeeigneter Betriebsmittel, nicht spezifizierte Fördermedien oder Gaszusammenset-
zungen, Austauschwerkstoffe, mangelhafte Bauarbeiten, ungeeigneter Baugrund, chemische, elektrochemische oder elektrische Einflüsse, durch den Besteller oder 
Dritte vorgenommene Änderungen oder Instandsetzungsarbeiten am Liefergegenstand. 

6. Zur Vornahme aller dem Lieferer nach billigem Ermessen notwendig erscheinenden Ausbesserungen und Ersatzlieferungen hat der Besteller dem Lieferer die erforder-
liche Zeit und Gelegenheit zu geben; ansonsten entfällt eine Gewährleistungspflicht des Lieferers. Nur in dringenden Fällen der Gefährdung der Betriebssicherheit und 
zur Abwehr unverhältnismäßig großer Schäden oder wenn der Lieferer mit der Beseitigung des Mangels in Verzug ist, hat der Besteller das Recht, den Mangel unmit-
telbar selbst oder durch Dritte beseitigen zu lassen und vom Lieferer Ersatz der notwendigen Kosten zu verlangen. Auch in diesem Fall ist der Lieferer vorher umge-
hend über die beabsichtigte Ersatzvornahme zu verständigen. 

7. Soweit ein Mangel der Ware vorliegt, sind wir nach unserer Wahl zur Nacherfüllung in Form einer Mangelbeseitigung (Nachbesserung) oder Lieferung einer neuen 
mangelfreien Sache berechtigt. Im Fall der Mangelbeseitigung sind wir verpflichtet, die zum Zweck der Mangelbeseitigung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere 
Transport-, Wege-, Arbeits-, und Materialkosten zu tragen, soweit sich diese nicht dadurch erhöhen, dass die Ware zu einem anderen Ort als den Erfüllungsort ver-
bracht wurde.  
Erfüllungsort ist der Ort, an den die Ware nach dem zwischen dem Lieferer und dem Besteller getroffenen Vertrag geliefert wurde. Die Mängelansprüche des Bestellers 
setzen voraus, dass er seinen gesetzlichen Untersuchungs- und Rügepflichten (§377, §381 HGB) nachgekommen ist. 
Zeigt sich bei der Untersuchung oder später ein Mangel, so ist uns hiervon unverzüglich schriftlich Anzeige zu machen. Als unverzüglich gilt die Anzeige, wenn sie in-
nerhalb von zwei Wochen erfolgt. Zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung der Anzeige. Unabhängig von dieser Untersuchungs-und Rügepflicht hat der 
Besteller offensichtliche Mängel (einschließlich Falsch- und Minderlieferung) innerhalb von zwei Wochen ab Lieferung schriftlich anzuzeigen. Auch dazu genügt die 
rechtzeitige Absendung. Versäumt der Besteller die ordnungsgemäße Untersuchung und/oder Mängelanzeige, ist die Haftung des Lieferers für den nicht angezeigten 
Mangel ausgeschlossen. Der Besteller hat den Lieferer die zur geschuldeten Nacherfüllung erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben, insbesondere die Beanstan-
dung der Ware zu Prüfungszwecken zu übergeben. Im Falle der Ersatzlieferung hat der Besteller dem Lieferer die mangelhafte Sache nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten zurückzugeben. 
Die Nacherfüllung beinhaltet weder den Ausbau der mangelhaften Sache noch den erneuten Einbau, wenn der Lieferer ursprünglich nicht zum Einbau verpflichtet war. 
Stellt sich das Mängelbeseitigungsverlangen des Bestellers als unberechtigt heraus, kann der Lieferer die hieraus entstandenen Kosten vom Besteller ersetzt verlan-
gen. Der Lieferer ist berechtigt, jegliche Nacherfüllung von der vorherigen Zahlung eines fälligen Kaufpreises durch den Besteller abhängig zu machen. Der Besteller ist 
berechtigt, einen im Verhältnis zum Mangel angemessenen Teil des Kaufpreises zurückzubehalten. 

8. Die Gewährleistungsfrist für den Liefergegenstand einschließlich eventuell eingebauter Ersatzteile verlängert sich um die Dauer der Nachbesserungsarbeiten. 
9. Für die angegebenen Leistungsdaten sind die Toleranzwerte (Bautoleranzen) entsprechend der Genauigkeitsklasse 2 nach DIN 24166, bzw. der Toleranzklasse AN3 

nach ISO 13348 zu berücksichtigen.  
Der Nachweis der Leistungsdaten erfolgt nach DIN EN ISO 5801, nur auf firmeneigenen Rohrprüfständen. 

VIII. Haftung 

1. Bei vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzungen, wie im Falle der schuldhaften Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit haften wir für alle 
darauf zurückzuführenden Schäden uneingeschränkt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

2. Bei grober Fahrlässigkeit nichtleitender Angestellter ist unsere Haftung für Sach- und Vermögensschäden auf den vertragstypischen vorhersehbaren Schaden begrenzt. 
3. Bei leichter Fahrlässigkeit haften wir für Sach- und Vermögensschäden nur bei Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. Auch dabei ist unsere Haftung auf den ver-

tragstypischen vorhersehbaren Schaden begrenzt. Wesentliche Vertragspflichten sind solche, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages erst 
ermöglicht und auf die unser Vertragspartner in der Regel vertraut und vertrauen darf. 

4. Eine weitergehende Haftung auf Schadenersatz als in den vorstehenden Absätzen geregelt, ist – ohne Rücksicht auf die Rechtsnatur des geltend gemachten An-
spruchs – ausgeschlossen. Dies gilt insbesondere für unerlaubte Handlung gem. §§ 823, 831 BGB; eine etwaige uneingeschränkte Haftung nach den Vorschriften des 
deutschen Produkthaftungsgesetzes bleibt unberührt. 

IX. Verjährung 

1. Ansprüche des Bestellers, egal aus welchem Rechtsgrund, insbesondere Gewährleistungsansprüche, verjähren in einem Jahr. 
2. Dies gilt nicht, wenn dem Lieferer Vorsatz oder grobes Verschulden auch seiner gesetzlichen Vertreter- oder Erfüllungsgehilfen vorwerfbar ist, bei schuldhafter Verlet-

zung von Leben, Körper, Gesundheit, bei Mängeln, die der Lieferer arglistig verschwiegen oder deren Abwesenheit er garantiert hat, sowie bei Mängeln des Lieferge-
genstandes, soweit nach dem Produkthaftungsgesetz für Personen- oder Sachschäden an privat genutzten Gegenständen gehaftet wird.  
In diesen Fällen gelten die gesetzlichen Fristen. 

3. Die gesetzlichen Fristen gelten auch bei Mängeln eines Bauwerks oder bei Liefergegenständen, die entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk 
verwendet wurden und dessen Mangelhaftigkeit verursacht haben, sowie bei einem Werk, dessen Erfolg in Erbringung von Planungs- oder Überwachungsleistungen für 
ein Bauwerk besteht. 

X. Teilleistung, Minderung, Rücktritt vom Vertrag 

1. Der Lieferer ist zu Teillieferungen berechtigt, es sei denn, dass dem Besteller unter Berücksichtigung seiner eigenen berechtigten Interessen die Annahme einer Teillie-
ferung unzumutbar ist. 

2. Schlägt in einem Gewährleistungsfall die Nacherfüllung fehl, kann der Besteller grundsätzlich nach seiner Wahl Herabsetzung der Vergütung (Minderung) oder Rück-
gängigmachung des Vertrages (Rücktritt) verlangen. Schadensersatzansprüche stehen dem Besteller grundsätzlich nicht zu, auch besteht keine Haftung für entgange-
nen Gewinn oder Produktionsausfallschäden. Bei einer nur geringfügigen Vertragswidrigkeit, insbesondere bei nur geringfügigen Mängeln, steht dem Besteller jedoch 
kein Rücktrittsrecht zu. 

3. Wir behalten uns vor, von dem Vertrag zurückzutreten, wenn: 

• wir selbst nicht, nicht vollständig, nicht richtig oder nicht rechtzeitig beliefert wurden. Wir werden den Besteller über die fehlerhafte Selbstbelieferung unverzüglich 
informieren und im Falle unseres Rücktritts eine bereits erhaltene Gegenleistung (Vorkasse u. ä.) unverzüglich zurückerstatten, 

• wenn beim Besteller durch uns oder einen anderen Gläubiger die Zwangsvollstreckung erfolglos versucht wurde, über das Vermögen des Bestellers ein Antrags-
verfahren auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens rechtshängig ist, er eine eidesstattliche Versicherung über sein Vermögen bzw. ein Vermögensverzeichnis abge-
geben hat oder das Insolvenzverfahren über sein Vermögen eröffnet oder die Eröffnung mangels Masse abgelehnt wurde, 

• der Besteller bei Vertragsschluss falsche Angaben über seine Kreditwürdigkeit gemacht hat oder innerhalb der laufenden Geschäftsverbindung eine erhebliche 
Vermögensverschlechterung verschweigt, 

• der Besteller die Zahlungen einstellt oder ein Wechsel oder Scheck des Bestellers zu Protest geht, 

• der Besteller eine gewährte Ratenzahlung nicht einhält oder 

• wenn der Besteller die unter unserem Eigentumsvorbehalt stehende Ware anders als im regelmäßigen Geschäftsverkehr veräußert, insbesondere durch Sicher-
heitsübereignung oder Verpfändung, aber auch, wenn er die Ware anderen Wiederverkäufern entgeltlich oder unentgeltlich überlässt. 

4. Sind wir vom Vertrag schriftlich oder in Textform (Rücktrittserklärung per E-Mail reicht aus) zurückgetreten, sind wir berechtigt, die gelieferten Waren zurückzufordern.  
5. Der Besteller ist verpflichtet, die Ware an uns oder an einen durch uns benannten Transportunternehmer herauszugeben. Zurückgeforderte Ware dürfen wir sofort wei-

terweiterveräußern. Der Verkaufserlös, mindestens aber der Wert der Ware wird auf die Forderung, die wir gegen den Besteller haben, angerechnet, und zwar abzüg-
lich angemessener Kosten der Maßnahme. Ein eventueller Überschuss, der sich im Hinblick auf eine bereits erhaltene Gegenleistung (Vorkasse u. ä..) ergeben könnte, 
wird an Besteller ausgezahlt.  

 

Teilleistung, Minderung, Rücktritt vom Vertrag bei Einfluss durch Höhere Gewalt „Force Majeure“ 

1. Höhere Gewalt bedeutet das Eintreten eines Ereignisses oder Umstandes („Ereignis höherer Gewalt“), dass eine Partei daran hindert, eine oder mehrere ihrer vertragli-
chen Verpflichtungen aus dem Vertrag zu erfüllen, wenn und soweit die von dem Hindernis betroffene Partei („betroffene Partei“) nachweist, dass: 
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a. dieses Hindernis außerhalb der ihr zumutbaren Kontrolle liegt; und 
b. es zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses in zumutbarer Weise nicht vorhergesehen werden konnte; und 
c. die Auswirkungen des Hindernisses von der betroffenen Partei nicht in zumutbarer Weise hätten vermieden oder überwunden werden können. 
 

2. Erfüllt eine Vertragspartei eine oder mehrere ihrer vertraglichen Verpflichtungen aufgrund eines Versäumnisses eines Dritten nicht, den sie mit der Erfüllung des gesam-
ten Vertrags oder eines Teils des Vertrags beauftragt hat, so kann sich diese Vertragspartei auf höhere Gewalt nur insoweit berufen, als dass die Anforderungen für die 
Annahme des Vorliegens von höherer Gewalt, wie sie unter Absatz 1 dieser Klausel definiert werden, nicht nur für die Vertragspartei sondern auch für den Dritten gel-
ten. 

3. Bis zum Beweis des Gegenteils wird bei den folgenden, eine Partei betreffenden Ereignissen, vermutet, dass sie die Voraussetzungen für die Annahme von höherer 
Gewalt unter Absatz 1 lit. (a) und lit. (b) erfüllen. Die betroffene Partei muss in diesem Fall nur beweisen, dass die Voraussetzung unter Absatz 1 lit. (c) tatsächlich erfüllt 
ist: 
 

a. Krieg (erklärt oder nicht erklärt), Feindseligkeiten, Angriff, Handlungen ausländischer Feinde, umfangreiche militärische Mobilisierung; 
b. Bürgerkrieg, Aufruhr, Rebellion und Revolution, militärische oder sonstige Machtergreifung, Aufstand, Terrorakte, Sabotage oder Piraterie; 
c. Währungs- und Handelsbeschränkungen, Embargo, Sanktionen; 
d. Rechtmäßige oder unrechtmäßige Amtshandlungen, Befolgung von Gesetzen oder 
e. Pest, Epidemie, Naturkatastrophe oder extremes Naturereignis; 
f. Explosion, Feuer, Zerstörung von Ausrüstung, längerer Ausfall von Transportmitteln, 
g. allgemeine Arbeitsunruhen wie Boykott, Streik und Aussperrung, Bummelstreik, Besetzung von Fabriken und Gebäuden. 

 
4. Die betroffene Partei hat die andere Partei unverzüglich über das Ereignis zu benachrichtigen. 
5. Eine Partei, die sich mit Erfolg auf die vorliegende Klausel beruft, ist von der Pflicht zur Erfüllung ihrer vertraglichen Verpflichtungen und von jeder Schadenersatzpflicht 

oder von jedem anderen vertraglichen Rechtsbehelf wegen Vertragsverletzung befreit; allerdings nur, wenn sie dies unverzüglich mitteilt. Erfolgt allerdings die Mitteilung 
nicht unverzüglich, so wird die Befreiung erst von dem Zeitpunkt an wirksam, zu dem die Mitteilung die andere Partei erreicht. Die andere Partei kann die Erfüllung ihrer 
Verpflichtungen, wenn tatsächlich höhere Gewalt anzunehmen ist, ab dem Zeitpunkt dieser Mitteilung aussetzen. 

6. Ist die Auswirkung des geltend gemachten Hindernisses oder Ereignisses vorübergehend, so gelten die in Absatz 5 dargelegten Folgen nur so lange, wie das geltend 
gemachte Hindernis die Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen durch die betroffene Partei verhindert. Die betroffene Partei muss die andere Partei benachrichtigen, 
sobald das Hindernis die Erfüllung ihrer vertraglichen Verpflichtungen nicht mehr behindert. 

7. Die betroffene Partei ist verpflichtet, alle zumutbaren Maßnahmen zu ergreifen, um die Auswirkungen des Ereignisses, auf das sich bei der Vertragserfüllung berufen 
wird, zu begrenzen. 

8. Hat die Dauer des geltend gemachten Hindernisses zur Folge, dass den Vertragsparteien im Wesentlichen entzogen wird, was sie kraft Vertrages berechtigterweise 
erwarten durften, so hat die jeweilige Partei das Recht, den betroffenen Vertrag durch Benachrichtigung der anderen Partei innerhalb eines angemessenen Zeitraums 
zu kündigen. Sofern nicht anders vereinbart, vereinbaren die Parteien ausdrücklich, dass der Vertrag von jeder Partei gekündigt werden kann, wenn die Dauer des Hin-
dernisses 120 Tage überschritten hat. 

9. Ist Absatz 8 anwendbar und hat eine Vertragspartei vor Vertragsauflösung durch eine Handlung einer anderen Vertragspartei bei Vertragserfüllung einen Vorteil erlangt, 
so muss sie der anderen Partei einen Geldbetrag in Höhe des Wertes des Vorteils zahlen. 

 

XI. Erfüllungsort und Gerichtsstand 

1. Auf diesen Vertrag findet ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung. Die Geltung des UN-Kaufrechts ist ausgeschlossen. 
2. Erfüllungsort für alle Ansprüche und Verpflichtungen ist Moringen/Deutschland.  
3. Ausschließlicher Gerichtsstand ist Northeim bzw. das Landgericht Göttingen, und zwar auch für Klagen im Wechsel- und Scheckprozess und für Klagen gegen dritte 

Personen, die für die Verpflichtungen des Bestellers haften, soweit nicht gesetzlich ein anderer Gerichtsstand zwingend vorgeschrieben ist. 
4. Sollte eine der vorstehenden Bedingungen unwirksam sein oder werden, berührt dies die Wirksamkeit der anderen Bestimmungen nicht. Die Parteien vereinbaren, die 

unwirksame Bedingung durch eine Regelung zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Regelung möglichst nahekommt. 
 
 
 
 
 
 

 
Moringen, den 18.10.2019      Piller Blowers & Compressors GmbH 

 


